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32/01 Finanzverfahren allgemeines Abgabenrecht

Norm

BAO §116 Abs1
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Rechtssatz

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes besteht eine Bindung der Abgabenbehörden und

des Bundes6nanzgerichts im Falle rechtskräftiger verurteilender Entscheidungen eines Strafgerichts, einer

Finanzstrafbehörde oder des Bundes6nanzgerichts nach einem verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren an die

Tatsachenfeststellungen, auf denen der Schuldspruch beruht, wozu auch jene Tatumstände gehören, aus denen sich

die jeweilige strafbare Handlung nach ihren gesetzlichen Tatbestandselementen zusammensetzt (vgl. etwa VwGH

27.11.2020, Ra 2018/16/0210, 27.3.2018, Ra 2018/16/0043, und 30.3.2000, 99/16/0141).
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